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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit den nachfolgenden Hinweisen möchten wir Sie über aktuelle Neuerungen aus dem Steuerrecht informie-
ren. 
 
 

Mandantenbrief 04/2016 
 
 

Umsatzsteuerliche Neuregelung der Besteuerung der öffentlichen Hand 
Antragsfrist endete am 31.12.2016 
Der Gesetzgeber hat § 2 Abs. 3 UStG aufgehoben und § 2b UStG neu eingeführt. Hierdurch hat er die Be-
steuerung der öffentlichen Hand reformiert und an die aktuelle Rechtsprechung des BFH weitestgehend an-
gepasst. Die Neuregelung des § 2b UStG ist grundsätzlich für Leistungen ab dem 01.01.2017 anwendbar. 
Die jPöR konnte allerdings gegenüber dem Finanzamt erklären, dass sie die Regelung erst für Leistungen ab 
dem 01.01.2021 anwenden möchte. Diese Erklärung musste dem Finanzamt bis 31.12.2016 zugegangen 
sein. 

Jahresabschluss 2015 musste bis zum Jahresende 2016 veröffentlicht werden 
Unternehmen, die ihren Jahresabschluss veröffentlichen müssen (z. B. GmbH oder GmbH & Co. KG), haben 
die Frist zur Veröffentlichung zu beachten. Der Abschluss muss spätestens vor Ablauf des zwölften Monats 
des dem Abschlussstichtag nachfolgenden Geschäftsjahres offengelegt werden. 

Diese Unternehmen müssen mit Ordnungsgeldern rechnen, wenn sie ihre Jahresabschlüsse nicht einreichen. 

Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an zwei aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen zwei der folgenden 
Merkmale nicht überschreiten (Bilanzsumme bis 350.000 €, Umsatzerlöse bis 700.000 € und durchschnittlich 
10 beschäftigte Arbeitnehmer) sieht das Gesetz Erleichterungen vor: 

Sie müssen unter bestimmten Voraussetzungen keinen Anhang erstellen. Hierfür müssen bestimmte Anga-
ben unter der Bilanz ausgewiesen sein: Angaben zu den Haftungsverhältnissen, Angaben zu den Vorschüssen 
oder Krediten, die an Mitglieder des Geschäftsführungsorgans, eines Beirats oder Aufsichtsrats gewährt wur-
den, erforderliche Angaben zu den eigenen Aktien der Gesellschaft (bei einer Aktiengesellschaft). Zusätzlich 
können in besonderen Fällen Angaben nötig sein, wenn der Abschluss kein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wiederspiegelt. 

Zudem werden Optionen zur Verringerung der Darstellungstiefe im Jahresabschluss eingeräumt. 

Zwischen Offenlegungspflicht durch Veröffentlichung (Bekanntmachung der Rechnungslegungsunterlagen) 
oder durch Hinterlegung der Bilanz kann gewählt werden (momentan ist für Genossenschaften keine Hinter-
legung möglich). Die elektronische Einreichung der Unterlagen beim Betreiber des Bundesanzeigers ist auch 
für die Hinterlegung vorgeschrieben. 
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Das Bundesamt für Justiz wird die Kapitalgesellschaften und auch die GmbH & Co. KGs von Amts wegen bei 
Fristüberschreitung (nach dem 31.12.2016) auffordern, den Jahresabschluss für nach dem 31.12.2014 be-
gonnene Geschäftsjahre innerhalb von sechs Wochen einzureichen und ein Ordnungsgeld androhen. Mit der 
Anforderung ist gleichzeitig eine Mahngebühr fällig, die auch nach verspäteter Einreichung nicht erlassen 
bzw. angerechnet wird. 

Neues BMF-Schreiben zu Teilwertabschreibungen und Anforderungen an eine 
„voraussichtlich dauernde Wertminderung“ 
Das Bundesministerium der Finanzen hat zu Fragen der steuerlichen Zulässigkeit von Teilwertabschreibungen 
Stellung genommen. Dabei geht es vor allem darum, wann eine „voraussichtlich dauernde Wertminderung“ 
bei Wertpapieren vorliegt. Bei börsennotierten, börsengehandelten und aktienindexbasierten Wertpapieren 
des Anlage- und Umlaufvermögens ist von einer voraussichtlich dauernden Wertminderung auszugehen, 
wenn der Börsenwert zum Bilanzstichtag unter denjenigen im Erwerbszeitpunkt gesunken ist und der Kurs-
verlust die Bagatellgrenze von 5 % der Notierung bei Erwerb überschreitet. Entgegen der bisher von der 
Verwaltung vertretenen Auffassung bleiben bis zum Tag der Bilanzaufstellung eintretende Kursänderungen 
unberücksichtigt. 

Steigt der Börsenkurs zum nächsten Bilanzstichtag, muss das Wertpapier nach einer vorangegangenen Teil-
wertabschreibung mit dem aktuellen Börsenkurs angesetzt werden, wobei die ursprünglichen Anschaffungs-
kosten die Obergrenze bilden. Bei der Wertaufholung soll die Bagatellgrenze nicht zur Anwendung kommen; 
diese Auffassung der Finanzverwaltung ist allerdings umstritten. 

Jede Teilwertabschreibung führt zu Aufwand und ist damit steuerentlastend; jede Wertaufholung führt zu 
Ertrag und ist damit steuerbelastend. 

Beispiel: Das Wertpapier wird zu 100 angeschafft und so in der Bilanz zum 31. Dezember 2013 erfasst. Der 
Börsenkurs beträgt 98 zum 31. Dezember 2014, 90 zum 31. Dezember 2015 und 93 zum 
31. Dezember 2016. 

In der Bilanz zum 31. Dezember 2014 darf keine Teilwertabschreibung erfolgen, da die Bagatellgrenze nicht 
überschritten ist. Zum 31. Dezember 2015 kann der Steuerpflichtige eine Teilwertabschreibung von 100 auf 
90 vornehmen. Tut er dies, muss er in der Bilanz zum 31. Dezember 2016 nach umstrittener Auffassung der 
Finanzverwaltung das Wertpapier mit 93 ansetzen, obwohl die Bagatellgrenze nicht überschritten wird. 

Anschaffungsnahe Herstellungskosten anstelle Sofortabzug bei Gebäudesanie-
rung 
Die Rechtsprechung hat den Begriff der „Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen“ konkretisiert. 

Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes gehören auch Aufwendungen für Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsmaßnahmen, die innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt wer-
den und 15 % der Anschaffungskosten (ohne Umsatzsteuer) des Gebäudes übersteigen. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in mehreren Urteilen die Auffassung vertreten, typische Schönheitsreparatu-
ren gehörten zu den „anschaffungsnahen“ Herstellungskosten. Der BFH verhindert insoweit den sofortigen 
Werbungskostenabzug, weil solche Maßnahmen das Gebäude erst betriebsbereit, d. h. vermietbar machen. 

Hinweis: Aufwendungen für Erhaltungsaufwendungen, die jährlich üblicherweise anfallen, wie etwa War-
tungsarbeiten an Heizungsanlagen, können indes als sofort abzugsfähige Werbungskosten berücksichtigt 
werden. 

Erweiterung der Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen 
Aktualisierung des BMF-Anwendungsschreibens zu § 35a EStG vom 10.01.2014 zum 09.11.2016 
Das BMF-Anwendungsschreiben zu § 35a des Einkommensteuergesetzes (Steuerermäßigung bei Aufwen-
dungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und für die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienst-
leistungen) wurde insbesondere aufgrund von verschiedenen Urteilen des Bundesfinanzhofes umfassend 
überarbeitet. 
Folgende Änderungen sind im Wesentlichen hervorzuheben: 

• Der Begriff "im Haushalt" kann künftig auch das angrenzende Grundstück umfassen, sofern die haus-
haltsnahe Dienstleistung oder die Handwerkerleistung dem eigenen Grundstück dienen. Somit können 
beispielsweise Lohnkosten für den Winterdienst auf öffentlichen Gehwegen vor dem eigenen Grundstück 
als haushaltsnahe Dienstleistungen berücksichtigt werden. 
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• Auch Hausanschlusskosten an die Ver- und Entsorgungsnetze können im Rahmen der Steuerermäßigung 
begünstigt sein. Die Voraussetzungen für eine Begünstigung bzw. für den Ausschluss einer Berücksichti-
gung nach § 35a EStG für öffentliche Abgaben sind insbesondere in der Rdnr. 22 des Anwendungs-
schreibens aufgeführt. Beispiele können der dort anhängenden Tabelle entnommen werden. 

• Die Prüfung der ordnungsgemäßen Funktion einer Anlage ist ebenso eine Handwerkerleistung, wie die 
Beseitigung eines bereits eingetretenen Schadens oder Maßnahmen zur vorbeugenden Schadensabwehr. 
Somit können künftig, in allen offenen Fällen, beispielsweise die Dichtheitsprüfungen von Abwasserlei-
tungen, Kontrollmaßnahmen des TÜVs bei Fahrstühlen oder auch die Kontrolle von Blitzschutzanlagen 
begünstigt sein. 

• Für ein mit der Betreuungspauschale abgegoltenes Notrufsystem, das innerhalb einer Wohnung im Rah-
men des "Betreuten Wohnens" Hilfeleistung rund um die Uhr sicherstellt, kann laut dem überarbeiteten 
Anwendungsschreiben ebenfalls die Steuerermäßigung nach § 35a EStG in Anspruch genommen wer-
den. 

• Wer seine Haustiere zu Hause versorgen und betreuen lässt, wird in Zukunft auch von dem Steuervorteil 
des § 35a EStG profitieren, da Tätigkeiten, wie das Füttern, die Fellpflege, das Ausführen und die sonsti-
ge Beschäftigung des Tieres als haushaltsnahe Dienstleistungen anerkannt werden können. 

Das zum 09.11.2016 aktualisierte BMF-Anwendungsschreiben zu § 35a EStG vom 10.01.2014 steht auf un-
serer Homepage www.bavariatreu.de unter der Rubrik Mandanteninfo zum Download zur Verfügung. 

Versicherungsleistung mindert haushaltsnahe Handwerkerleistungen 
Bei Beseitigung eines Wasserschadens durch Handwerker sind die in Rechnung gestellten Kosten grundsätz-
lich berücksichtigungsfähige haushaltsnahe Handwerkerleistungen. Sofern eine Versicherung sich an diesen 
Kosten beteiligt, müssen diese entsprechend gekürzt werden. Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist, 
dass der Steuerpflichtige wirtschaftlich belastet ist. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Kalender gelten selbst mit Firmenaufdruck als Geschenk 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hatte zu entscheiden, ob Kalender mit aufgedrucktem Firmenlogo, 
die zusammen mit einer Weihnachtsgrußkarte an Geschäftspartner versandt wurden, eine Werbemaßnahme 
sind und für den Unternehmer sofort abziehbare Betriebsausgaben darstellen. Das Gericht befand, dass es 
sich nicht um eine Werbemaßnahme handelte, sondern um Geschenke. Für die Einordnung als Geschenk ist 
der Begriff der bürgerlich-rechtlichen Schenkung maßgebend. Demnach ist ein Geschenk eine Zuwendung, 
durch die jemand aus seinem Vermögen einen anderen bereichert, und sich beide Seiten darüber einig sind, 
dass die Zuwendung unentgeltlich erfolgt, d. h. mit keiner Gegenleistung verbunden ist. Über die Unentgelt-
lichkeit waren sich die die Beteiligten im entschiedenen Fall einig. 

Steuerlich berücksichtigungsfähige Geschenke an Geschäftspartner (bis 35 €) müssen buchhalterisch getrennt 
von den sonstigen Betriebsausgaben aufgezeichnet werden. Nur dann können sie als Betriebsausgaben ab-
gezogen werden. Die separate Erfassung war vorliegend nicht erfolgt. In Folge versagte das Gericht den Be-
triebsausgabenabzug. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Sind Zinsen für Durchlaufkredite dem Gewinn hinzuzurechnen? 
Bis zur Neufassung der gesetzlichen Vorschrift für die Hinzurechnung von Schuldzinsen u. a. waren dem Ge-
winn die Hälfte der Zinsen und Nebenleistungen (Entgelte) für Kredite hinzuzurechnen. Eine der wesentlichen 
Voraussetzungen war, dass diese Entgelte der nicht nur vorübergehenden Stärkung des eigenen Betriebs 
dienten. 

Seit der gesetzlichen Neufassung ist nach Berücksichtigung eines Freibetrags dem Gewinn nur noch ein Vier-
tel der Zinsen und Nebenleistungen hinzuzurechnen. Auf den Zweck der Kreditaufnahme kommt es aber 
nicht mehr an. Dadurch ist strittig geworden, ob Zinszahlungen auch dann dem Gewinn hinzuzurechnen 
sind, wenn die Kreditaufnahme nicht für den eigenen Betrieb erfolgt, sondern als sog. „Durchlaufkredit“ 
Finanzierungszwecken eines Tochterunternehmens dient. Entsprechend den Vereinbarungen zwischen dem 
Kreditgeber und der Muttergesellschaft hat das Tochterunternehmen Zins- und Tilgungsleistungen gegen-
über der Muttergesellschaft zu erbringen. Dass es durch die Zinszahlungen des Tochterunternehmens an die 
Muttergesellschaft und von dieser an das Kreditinstitut zu einer doppelten Hinzurechnung kommt, ist nach 
einem Urteil des Finanzgerichts Hamburg hinzunehmen. 

Gegen das Urteil ist Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt worden. Dessen endgültige Entscheidung bleibt 
abzuwarten.  

http://www.bavariatreu.de/
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Wichtige Änderungen der Umsatzsteuerschuldnerschaft bei Bauleistungen 
Der Gesetzgeber hat mit Wirkung vom 6. November 2015 die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfän-
gers bei Bauleistungen überarbeitet. Zu der Neuregelung hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
nunmehr die entsprechenden Verwaltungsanweisungen herausgegeben. Hervorzuheben sind folgende Punk-
te: 

• Der Ort der Leistung bei Leistungen an einem Grundstück ist der sog. Belegenheitsort, das heißt, der Ort, 
an dem das Grundstück belegen ist. Um Leistungen an einem Grundstück handelt es sich auch dann, 
wenn es sich um Arbeiten an Sachen, Ausstattungsgegenständen oder Maschinen handelt, die auf Dauer 
in einem Gebäude oder einem Bauwerk installiert sind, und die nicht bewegt werden können, ohne das 
Gebäude oder das Bauwerk zu zerstören oder erheblich zu verändern. Die Veränderung ist unerheblich, 
wenn die betreffenden Sachen einfach an der Wand hängen oder wenn sie mit Nägeln oder Schrauben so 
am Boden oder an der Wand befestigt sind, dass nach ihrer Entfernung lediglich Spuren oder Markierun-
gen zurück bleiben (z. B. Dübellöcher), die leicht überdeckt oder ausgebessert werden können. 

• Die vorgenannte Definition gilt auch für den Begriff „Bauleistungen“ im Zusammenhang mit der Verlage-
rung der Steuerschuldnerschaft vom leistenden Unternehmer auf den Leistungsempfänger. 

• Die Verlagerung der Steuerschuldnerschaft erfolgt, von bestimmten Ausnahmen abgesehen, auch dann, 
wenn die Leistungen für den nichtunternehmerischen Bereich des Leistungsempfängers ausgeführt wer-
den. Das BMF führt einzelne Leistungen auf, die nicht zu einer Verlagerung der Steuerschuldnerschaft 
führen. Dies gilt insbesondere für bestimmte Leistungen, die an juristische Personen des öffentlichen 
Rechts (z. B. Kommunen) erbracht werden. 

Vorsteuerabzug: Europäischer Gerichtshof lässt rückwirkende Rechnungsberichti-
gung zu 
Für den Vorsteuerabzug ist eine ordnungsgemäße Rechnung erforderlich - diese Grundregel sollte jeder Un-
ternehmer kennen. In der Hektik des Unternehmensalltags rutscht jedoch immer mal wieder eine nicht ord-
nungsgemäße Rechnung durch, was oft erst bei einer Betriebsprüfung auffällt. Spätestens dann ist eine be-
richtigte Rechnung beim Vertragspartner anzufordern. 

Bisher war das Problem durch eine berichtigte Rechnung aber noch nicht erledigt. Denn die deutsche Finanz-
verwaltung vertrat die Auffassung, dass die Berichtigung keine Rückwirkung entfaltet. Das bedeutete, dass 
erst mit Erhalt der korrekten Rechnung ein Vorsteuerabzug möglich war. Da der Vorsteuerabzug jedoch 
schon bei Erhalt der ersten Rechnung - unberechtigt - geltend gemacht worden war, fielen für den Zeitraum 
bis zum Erhalt der zweiten Rechnung Zinsen in Höhe von 6 % pro Jahr an. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat nun entschieden, dass die Berichtigung auf den ursprünglichen Zeit-
punkt des Vorsteuerabzugs zurückwirkt. Das Gericht bemängelt in seiner Entscheidung auch, dass die Nach-
zahlungszinsen in Deutschland generell anfallen, das heißt, ohne die Umstände des Einzelfalls zu berücksich-
tigen. Schließlich weist der EuGH darauf hin, dass die Mitgliedstaaten Sanktionen vorsehen dürfen, wenn die 
formellen Bedingungen für die Ausübung des Vorsteuerabzugsrechts nicht erfüllt sind. Jetzt bleibt abzuwar-
ten, ob der deutsche Gesetzgeber diese "Einladung" annimmt. 

Hinweis: Der EuGH hat sich nicht zu der Frage geäußert, bis wann eine Rechnungskorrektur zulässig ist. Um 
Risiken zu vermeiden, sollte sie immer schnellstens nach Entdeckung einer fehlerhaften Rechnung erfolgen. 
Das EuGH hilft übrigens nicht, wenn überhaupt keine Rechnung vorliegt. In solchen Fällen bleibt es dabei, 
dass kein Vorsteuerabzug möglich ist. 
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Nicht umsatzsteuerbare Teilgeschäftsveräußerung bei Veräußerung eines verpach-
teten Geschäftshauses und anschließender teilweiser Eigennutzung durch den Er-
werber 
Veräußert ein Unternehmer sein Unternehmen oder einen in der Gliederung des Unternehmens gesondert 
geführten Betrieb im Ganzen, liegt eine nicht umsatzsteuerbare Geschäftsveräußerung vor, wenn der Erwer-
ber beabsichtigt, das Unternehmen fortzuführen. Bei der Veräußerung eines verpachteten Geschäftshauses 
setzt die Geschäftsveräußerung damit voraus, dass der Erwerber die Verpachtung fortsetzt. 

Veräußert der Unternehmer ein verpachtetes Geschäftshaus und nutzt der Erwerber das Gebäude anschlie-
ßend teilweise für eigene Zwecke, liegt nur hinsichtlich des weiterhin verpachteten Teils eine nicht umsatz-
steuerbare Geschäftsveräußerung vor. Ob der verpachtete Teil ein zivilrechtlich selbstständiges Wirtschaftsgut 
darstellt, ist unerheblich. 

In den Verhandlungen über den Grundstückskaufvertrag muss deshalb geklärt werden, inwieweit der Erwer-
ber beabsichtigt, die Verpachtung fortzusetzen. Soll der Erwerbsvorgang der Umsatzbesteuerung unterliegen, 
kann dies bei Vorliegen der Optionsvoraussetzungen nur hinsichtlich des vom Erwerber für eigene betriebli-
che Zwecke genutzten Grundstücksteils erfolgen. 

Aufteilung der Vorsteuer bei Zuordnung eines Gebäudes zu teils steuerpflichtigen 
und teils steuerbefreiten Umsätzen 
Der Gerichtshof der Europäischen Union äußert sich grundlegend zur Aufteilung der abzugsfähigen Vorsteu-
er für den Fall, dass eine Gebäudenutzung nur zum teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt: 

Die Aufwendungen zur Errichtung, Nutzung, Erhaltung oder Unterhaltung eines Gebäudes sind den zum 
Vorsteuerabzug berechtigenden und den nicht zum Vorsteuerabzug berechtigenden Umsätzen zuzuordnen. 

Kann keine eindeutige Zuordnung erfolgen, ist eine Aufteilung nach dem Umsatzschlüssel vorzunehmen. 
Alternativ kann auch ein Flächenschlüssel zugrunde gelegt werden, wenn er zu einem präziseren Zuord-
nungsergebnis führt. 

Diese Grundsätze stehen im Widerspruch zum deutschen Umsatzsteuerrecht. Danach ist die Verteilung der 
Vorsteuerbeträge nach dem Umsatzschlüssel nur dann durchzuführen, wenn keine andere wirtschaftliche 
Zurechnung möglich ist. Die Verteilungsregelung nach deutschem Umsatzsteuerrecht verletzt aber EU-Recht 
insoweit nicht, als sie zu einer präziseren Aufteilung der Vorsteuerbeträge führt. 

Eine Nutzungsänderung des Gebäudes zieht auch die Änderung des angewendeten Verteilungsschlüssels 
nach sich. 

Keine Grunderwerbsteuer auf Gebäudeherstellungskosten bei Übernahme einer 
Bauverpflichtung im Grundstückskaufvertrag 
Beim Erwerb eines unbebauten Grundstücks unterliegt grundsätzlich nur das Entgelt für den Erwerb des 
Grundstücks der Grunderwerbsteuer. Schließt der Grundstückskäufer im Zusammenhang mit dem Grund-
stückserwerb einen Vertrag zur Bebauung des Grundstücks, erhöhen die Bauerrichtungskosten die Bemes-
sungsgrundlage der Grunderwerbsteuer. Es liegt ein sogenanntes einheitliches Vertragswerk vor. Voraus-
setzung für das Vorliegen eines einheitlichen Vertragswerks ist, dass der Bauunternehmer in ein Vertragsge-
flecht einbezogen ist, er muss zur Veräußererseite gehören. Dies ist regelmäßig anzunehmen, wenn die auf 
Veräußererseite auftretenden Personen (Grundstücksverkäufer, Architekten, Bauunternehmer) entweder 
personell, wirtschaftlich oder gesellschaftsrechtlich eng verbunden sind oder aufgrund von Abreden auf den 
Abschluss sowohl des Grundstückskaufvertrags als auch der Verträge, die der Bebauung des Grundstücks 
dienen, hinwirken. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs reicht allein die im Grundstückskaufvertrag übernommene Verpflich-
tung des Grundstückskäufers, das Grundstück zeitnah nach den gestalterischen Vorgaben des Veräußerers zu 
bebauen, zur Annahme eines einheitlichen Vertragswerks nicht aus. Kann der Bauunternehmer nicht der 
Veräußererseite zugerechnet werden, z. B. weil der Grundstückskäufer diesen selbstständig ohne Mitwirkung 
des Grundstücksveräußerers aussucht, liegt kein einheitliches Vertragswerk vor. Im Zweifelsfall hat das Fi-
nanzamt nachzuweisen, dass der Bauunternehmer zur Veräußererseite gehört. 
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Folgende Unterlagen können im Jahr 2017 vernichtet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2016 vernichtet wer-
den: 

• Aufzeichnungen aus 2006 und früher. 

• Inventare, die bis zum 31. Dezember 2006 aufgestellt worden sind. 

• Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 2006 oder früher erfolgt ist. 

• Jahresabschlüsse, Lageberichte und Eröffnungsbilanzen, die 2006 oder früher aufgestellt worden 
sind. 

• Buchungsbelege aus dem Jahre 2006 oder früher. 

• Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder Ge-
schäftsbriefe, die 2010 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 

• sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahre 2010 oder früher. 

Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 

Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind 

• für eine begonnene Außenprüfung, 

• für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 

• für ein schwebendes oder aufgrund einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren oder zur 
Begründung der Anträge an das Finanzamt und 

• bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 

Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten werden müs-
sen. 

Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nichtselbständiger 
Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr als 500.000 € im Ka-
lenderjahr 2016 betragen hat, müssen die im Zusammenhang stehenden Aufzeichnungen und Unterlagen 
sechs Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die Feststellungen für jeden Ehegatten gesondert 
maßgebend. 

Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs in dem die Voraus-
setzungen nicht erfüllt sind. 
Die Frist beginnt stets mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die letzten Eintragungen, Änderun-
gen oder Handlungen in den jeweiligen Unterlagen vorgenommen wurden bzw. Handelsbriefe 
empfangen oder abgesandt worden sind. 
 
 
 

 


